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Die Klageprüfung schafft die Voraussetzungen für die Be­
endigung des Verfahrens bereits in diesem Stadium, wenn 
sich die Klage als unzulässig oder — was nur ausnahmsweise 
zutrifft — mangels Schlüssigkeit als von vornherein unbegrün­
det erweist und sich die Gründe dafür nicht ausräumen las­
sen. Der Kläger ist in einem solchen Fall in der Regel auf 
die Möglichkeit, die Klage zurückzunehmen, hinzuweisen. 
Kommt es nicht zur einer Klagerücknahme, kann der Vorsit­
zende ohne mündliche Verhandlung durch Beschluß entschei­
den.

Die exakte Prüfung der Klage ist damit wichtiger Aus­
gangspunkt für die Unterstützung der Rechtsuchenden durch 
das Gericht sowie für eine rationelle gerichtliche Arbeits­
weise und konzentrierte Verfahrensdurchführung.

Vorbereitung der Verhandlung

Der Vorbereitung der Verfahrensdurchführung, insbesondere 
der Verhandlung, ist noch stärkere Aufmerksamkeit zu wid­
men. Das entspricht ihrer grundlegenden Bedeutung für eine 
dem Gesetz gemäße Klärung des Konflikts unter Beachtung 
der gesellschaftlichen Zusammenhänge, für die Durchsetzung 
des Rechts und der Pflicht der Prozeßparteien zur aktiven 
Mitwirkung der Werktätigen am Verfahren sowie für die 
rationelle und konzentrierte Arbeitsweise. Es ist zu sichern, 
daß für jedes Verfahren eine gedankliche oder schriftliche 
Verfahrenskonzeption erarbeitet wird, die auch die Maßnah­
men der gesellschaftlichen Wirksamkeit einschließt und die 
während des Prozesses erforderlichenfalls ständig zu konkre­
tisieren ist. Die auf der X. Plenartagung des Obersten Gerichts 
vom 27. Januar 19821 gegebenen Orientierungen sind konse­
quent zu verwirklichen. Dazu ist weiterhin auf folgendes hin­
zuweisen:

Zu den erforderlichen vorbereitenden Maßnahmen gehört 
im Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft die Beiziehung 
der Geburtsurkunde und des Reifegradzeugnisses des Kindes 
sowie der Verhandlungsniederschriften des Referats Jugend- 
hilfe.-

In Neuererrechtsverfahren sind die auf den Streitfall be­
zogenen Unterlagen des betrieblichen Büros für Neuerer­
wesen beizuziehen und in den Arbeitsrechtsverfahren erfor­
derlichenfalls der Rahmenkollektivvertrag, der Betriebskol­
lektivvertrag und andere arbeitsrechtliche Vereinbarungen 
und Regelungen, die zur Begründung oder zur Versagung 
geltend gemachter Ansprüche bedeutsam sind.

Zu überwinden ist die besonders im Verfahren zur Eigen­
tumsverteilung nach Ehescheidung mitunter noch anzutref­
fende Praxis, zunächst die Klage und dann auch die Klage­
erwiderung jeweils der anderen Prozeßpartei zur Stellung­
nahme zuzustellen, bevor der Verhandlungstermin bestimmt 
wird. Soll bei komplizierten Streitfällen vor Durchführung 
der mündlichen Verhandlung die Stellungnahme des Verklag­
ten abgewartet werden, ist in der Regel dennoch sofort Ter­
min zu bestimmen, jedoch auf einen Zeitpunkt, der es er­
möglicht, nach Ablauf der für die Klageerwiderung gesetzten 
Frist weitere vorbereitende Maßnahmen zu treffen.

Terminsbestimmung und Ladung der Prozeßparteien

Die Bestimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung 
hat im Hinblick auf das Grundrecht auf rechtliches Gehör 
(Art. 102 Abs. 1 Verf., § 3 Abs. 2 ZPO) und die Gewährleistung 
des Rechts der Prozeßparteien auf Mitwirkung am Verfahren 
als Ausdruck des allgemeinen Mitwirkungsrechts der Bürger 
gemäß Art. 21 Verf., des Mündlichkeitsprinzips (§ 42 ZPO) so­
wie weiterer Prozeßprinzipien so zu erfolgen, daß die Prozeß­
parteien in der Lage sind, ihrer Pflicht nachzukommen, daran 
teilzunehmen oder sich in der Verhandlung durch einen Be­
vollmächtigten vertreten zu lassen und sich auf die Verhand­
lung gründlich vorzubereiten. In der Regel ist diese Voraus­
setzung durch Einhaltung der Ladungs- und Einlassungsfrist 
(§ 37 Abs. 3 Satz 1 ZPO) erfüllt. Sie darf nur abgekürzt wer­
den, wenn dringende Gründe vorliegen und die Mitwirkung 
der Prozeßparteien dadurch nicht beeinträchtigt wird (§ 37 
Abs. 3 Satz 2 ZPO).

In Betracht kommt damit die Abkürzung der Ladungs-
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und Einlassungsfrist, insbesondere in Verfahren auf Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung nach mündlicher Verhandlung 
oder unabhängig von der Verfahrensart, z. B. wenn sich eine 
Prozeßpartei nur vorübergehend am Gerichtsort aufhält und 
ihre persönliche Teilnahme an der Verhandlung erforderlich 
ist.
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